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Corona-Pandemie: Stornierung von Hotelzimmern: hälftige 
Kostenteilung 
 
Müssen vor Ausbruch der Covid19-Pandemie gebuchte Hotelzimmer 
pandemiebedingt storniert werden, kann dies eine hälftige Teilung der 
Buchungskosten rechtfertigen. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) 
Köln entschieden.   
 
Geklagt hatte die deutsche Vertriebsgesellschaft eines taiwanesischen 
Fitnesskonzerns. Sie wollte mit ihren Mitarbeitern aus Taiwan an einer 
für April 2020 geplanten Messe teilnehmen. Aus diesem Grund hatte sie 
bei der beklagten Hotelkette Zimmer gebucht. Sie zahlte die anfallenden 
Kosten vollständig im Voraus. Als die Messe im Februar 2020 
pandemiebedingt abgesagt wurde, stornierte die Klägerin Anfang März 
alle Zimmer. Die Hotelkette zahlte nur zehn Prozent der Anzahlung und 
hielt den Rest als sog. Servicegebühr ein. Dabei berief sie sich auf die 
vertragliche Vereinbarung der Parteien. Die Klägerin begehrt, auch den 
Restbetrag zurückgezahlt zu bekommen. Beim Landgericht (LG) Köln 
hatte sie damit keinen Erfolg. 
 
Ihre Berufung brachte ihr aber zumindest einen Teilerfolg. Das OLG sah 
einen Anspruch auf hälftige Teilung der Buchungskosten. Die Messe sei 
pandemiebedingt abgesagt worden. Der Klägerin sei daher ein 
unverändertes Festhalten am Vertrag unzumutbar geworden. Beide 
Parteien hätten sich bei Abschluss des Vertrags nicht vorgestellt, dass es 
zu einer weltweiten Pandemie mit weitgehender Stilllegung des 
öffentlichen Lebens kommen werde. Diese Vorstellung sei 
Vertragsgrundlage geworden. 
 
Die dann pandemiebedingten weitreichenden staatlichen Eingriffe in 
das wirtschaftliche und soziale Leben änderten die für die 
Vertragsabwicklung vorgestellten Umstände gravierend. Sowohl die 
Absage der Messe als auch die späteren Beherbergungsverbote beruhten 
ebenfalls auf der Pandemie. Dem OLG erschien es daher auch nicht 
gerecht, die Kostentragung vom zufälligen Umstand abhängig zu 
machen, dass die Klägerin den Vertrag bereits storniert hatte, bevor die 
Leistung für die Beklagte durch den zwischenzeitlichen Ausspruch eines 
Beherbergungsverbots in Köln unmöglich werden konnte. Das durch die 
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Corona-Pandemie verwirklichte Risiko der Absage der Messe gehe über 
das gewöhnliche Verwendungsrisiko des Nachfragers deutlich hinaus. 
Es stehe außerdem in gleichem Maß außerhalb des Risikobereichs von 
Anbieter und Nachfrager. Dass die Klägerin dieses Risiko allein trage, 
sei ihr nicht zuzumuten. 
 
Das OLG hat die Revision nicht zugelassen.  
 
OLG Köln, Urteil vom 14.5.2021, 1 U 9/21 

Erstes Cum-Ex-Strafverfahren: Bundesgerichtshof bestätigt 
Vorinstanz 
 
Das Landgericht (LG) hatte den Angeklagten im Zusammenhang mit 
sog. Cum-Ex-Geschäften in den Jahren 2007 bis 2011 wegen 
Steuerhinterziehung in mehreren Fällen zu einer Bewährungsstrafe von 
einem Jahr und zehn Monaten verurteilt. Gegen den Mitangeklagten hat 
es wegen mehrerer Fälle der Beihilfe zur Steuerhinterziehung eine 
Bewährungsstrafe von einem Jahr verhängt. Zudem hat es bei dem 
Angeklagten Taterträge in Höhe von 14 Millionen Euro sowie bei einem 
Bankhaus in Höhe von ca. 176 Millionen Euro eingezogen. Der 
Bundesgerichtshof (BGH) hat die gegen dieses Urteil eingelegten 
Revisionen verworfen und nur den Schuldspruch in Bezug auf den 
Mitangeklagten im Detail geändert. Fazit: Die Geltendmachung 
tatsächlich nicht einbehaltener Kapitalertragsteuer gegenüber den 
Finanzbehörden auf der Grundlage derartiger Cum-Ex-Geschäfte erfüllt 
den Straftatbestand der Steuerhinterziehung.  
 
Die Feststellungen des Landgerichts 
Der Angeklagte und Verantwortliche des Bankhauses verabredeten in 
den Jahren 2007 bis 2011, deutsche Finanzbehörden durch 
wahrheitswidrige Erklärungen zur Erstattung angeblich gezahlter 
Kapitalertragsteuer in Millionenhöhe zu veranlassen, die tatsächlich 
aber nicht entrichtet wurde. Hierfür plante und organisierte der 
Angeklagte zahlreiche vom Bankhaus durchgeführte Cum-Ex-
Leerverkaufsgeschäfte, die wie folgt abliefen: Das Bankhaus kaufte in 
der Dividendensaison der Jahre 2007 bis 2011 von Leerverkäufern 
jeweils kurz vor dem Hauptversammlungstag Aktien mit 
Dividendenanspruch (sog. „Cum-Aktien“); die Leerverkäufer lieferten 
– wie von vornherein geplant und auch gewollt – Aktien ohne 
Dividendenanspruch (sog. „Ex-Aktien“) und leisteten zur 
Kompensation an das Bankhaus je eine Ausgleichszahlung (sog. 
Dividendenkompensationszahlung), für die ab dem Jahr 2007 
Kapitalertragsteuer zu entrichten ist. Allen Beteiligten war als 
Bankkaufleuten bekannt, dass diese Steuer weder aufseiten der 
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Leerverkäufer noch sonst einbehalten wurde. Gleichwohl stellte das 
Bankhaus sich selbst Steuerbescheinigungen zur Vorlage bei den 
Finanzbehörden aus, mit denen es – fälschlicherweise – den angeblichen 
Steuereinbehalt bestätigte. Unter Vorlage dieser Bescheinigungen bei 
den Finanzbehörden erreichten vor allem die o. g. Verantwortlichen des 
Bankhauses, dass an die Einziehungsbeteiligte zu Unrecht insgesamt 
über 166 Millionen Euro ausbezahlt wurden. Aus diesen Taterträgen 
erwirtschaftete die Einziehungsbeteiligte weitere 10 Millionen Euro. 
 
In den Jahren 2009 bis 2011 war der Angeklagte noch an weiteren Fällen 
maßgeblich beteiligt, in denen die umgesetzte Strategie dem Vorgehen 
in den Eigenhandelsfällen des Bankhauses entsprach, jedoch eigens für 
diesen Zweck gegründete Fonds die Rolle des Leerkäufers übernahmen. 
Nach Vorlage – inhaltlich falscher – Steuerbescheinigungen, die den 
angeblichen Steuereinbehalt für die durchgeführten Cum-Ex-
Transaktionen bestätigten, zahlten die Finanzbehörden an die Fonds zu 
Unrecht über 226 Millionen Euro aus. 
 
Der Angeklagte profitierte von den Geschäften insgesamt in Höhe von 
14 Millionen Euro. Hingegen war der Mitangeklagte an den Profiten 
nicht beteiligt; ihm kamen auch nur unterstützende Aufgaben zu. 
 
So entschied der Bundesgerichtshof 
Der BGH spricht Klartext: An einer vorsätzlichen Begehung konnte – 
wie das LG ohne Rechtsfehler ausgeführt hat – kein Zweifel bestehen, 
weil die Beteiligten um den Dividendenstichtag herum bewusst 
arbeitsteilig auf die Auszahlung nicht abgeführter Kapitalertragsteuer 
hingewirkt haben. Zum Zeitpunkt der Begehung der Taten sah das 
Gesetz bereits in den insoweit einschlägigen Vorschriften eine klare und 
eindeutige Regelung vor, gegen die die Beteiligten nach den 
rechtsfehlerfrei getroffenen Feststellungen des LG verstoßen haben. 
Dies ergibt sich schon daraus, dass nur die tatsächlich einbehaltene 
Kapitalertragsteuer zur Anrechnung und Auszahlung angemeldet 
werden darf. Zudem betrifft die von der Revision angeführte 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) zum wirtschaftlichen 
Eigentum solche Konstellationen nicht, weil der bloße Abschluss 
derartiger Leerverkaufsabreden kein wirtschaftliches Eigentum 
begründen konnte. 
 
Revisionen erfolglos 
Die Revisionen des Angeklagten und des Bankhauses gegen die sie 
betreffenden Einziehungsentscheidungen blieben ohne Erfolg. Das LG 
hat auf Grundlage der rechtsfehlerfrei getroffenen Feststellungen die 
Voraussetzungen der jeweiligen Einziehung zu Recht bejaht und anhand 
der erzielten Taterträge und der hieraus gezogenen Nutzungen die Höhe 
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der Einziehungsbeträge zutreffend bestimmt. Die Einziehung war auch 
nicht wegen Verjährung ausgeschlossen. Ebenso wenig drang die 
Staatsanwaltschaft mit ihren Beanstandungen durch. Die getroffene 
Anordnung wies, so der BGH, keinen Rechtsfehler auf. 
 
Das Urteil des LG ist damit rechtskräftig. 
 
BGH, Urteil vom 28.7.2021, 1 StR 519/20 

Markenrechtsstreit: Goldton des „Lindt-Goldhasen“ genießt 
Markenschutz 
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat jetzt entschieden: Der Goldton des 
„Lindt-Goldhasen“ genießt Markenschutz.  
 
Sachverhalt 
Die Klägerinnen sind Gesellschaften der Unternehmensgruppe Lindt & 
Sprüngli, die hochwertige Schokolade herstellt. Eines der Produkte der 
Klägerinnen ist der „Lindt-Goldhase“, der seit dem Jahr 1952 in 
Deutschland in goldener Folie und seit 1994 im aktuellen Goldton 
angeboten wird. Die Klägerinnen setzten in den letzten 30 Jahren in 
Deutschland mehr als 500 Millionen Goldhasen ab. Der „Lindt-
Goldhase“ ist der mit Abstand meistverkaufte Schokoladenosterhase 
Deutschlands. Sein Marktanteil betrug in Deutschland im Jahr 2017 über 
40%. Nach einer von den Klägerinnen vorgelegten Verkehrsbefragung 
ordnen 70% der Befragten den für die Folie des „Lindt-Goldhasen“ 
verwendeten goldenen Farbton im Zusammenhang mit 
Schokoladenhasen dem Unternehmen der Klägerinnen zu. 
 
Die Beklagte ist ebenfalls Herstellerin von Schokoladenprodukten. Sie 
vertrieb in der Ostersaison 2018 ebenfalls einen sitzenden 
Schokoladenhasen in einer goldfarbenen Folie. Die Klägerinnen sind 
der Auffassung, sie seien Inhaberinnen einer Benutzungsmarke an dem 
Goldton des „Lindt-Goldhasen“. Die Beklagte habe diese Marke durch 
den Vertrieb ihrer Schokoladenhasen verletzt. Die Klägerinnen nehmen 
die Beklagte auf Unterlassung des Vertriebs ihrer Schokoladenhasen in 
Anspruch. Außerdem verlangen sie von ihr die Erteilung von 
Auskünften und begehren die Feststellung ihrer Schadenersatzpflicht. 
 
Was bisher geschah 
Das Oberlandesgericht (OLG) hat die Klage abgewiesen. Es hat 
angenommen, die Klage sei unbegründet, weil die Klägerinnen nicht 
Inhaberinnen einer Benutzungsmarke im Sinne des Markengesetzes an 
dem goldenen Farbton des „Lindt-Goldhasen“ seien. Der Farbton habe 
für die Ware Schokoladenhasen keine Verkehrsgeltung erlangt. 
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Das sagt der Bundesgerichtshof 
Der BGH hat der Revision der Klägerinnen stattgegeben und die Sache 
zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen. 
 
Die Klägerinnen haben nachgewiesen, dass der Goldton des „Lindt-
Goldhasen“ innerhalb der beteiligten sog. Verkehrskreise als Marke 
Verkehrsgeltung für Schokoladenhasen erlangt hat. Nach der 
vorgelegten Verkehrsbefragung beträgt der Zuordnungsgrad des für die 
Folie des „Lindt-Goldhasen“ verwendeten goldenen Farbtons im 
Zusammenhang mit Schokoladenhasen zum Unternehmen der 
Klägerinnen 70% und übersteigt damit die erforderliche Schwelle von 
50% deutlich. Der Erwerb von Verkehrsgeltung setzt nicht voraus, dass 
das Farbzeichen als „Hausfarbe“ für sämtliche oder zahlreiche Produkte 
des Unternehmens verwendet wird. Ebenso wenig kommt es darauf an, 
ob der Verkehr dann, wenn der Goldton für andere Schokoladenhasen 
als den bekannten „Lindt-Goldhasen“ verwendet würde, darin einen 
Herkunftshinweis auf die Klägerinnen sähe. Das ist eine Frage der 
Verwechslungsgefahr, die sich erst im Rahmen der Prüfung einer 
Verletzung der Farbmarke stellt. Gegen eine Verkehrsgeltung des 
Goldtons spricht schließlich nicht, dass er zusammen mit ebenfalls 
verkehrsbekannten Gestaltungselementen des „Lindt-Goldhasen“ 
(sitzender Hase, rotes Halsband mit goldenem Glöckchen, Bemalung 
und Aufschrift „Lindt GOLDHASE“) eingesetzt wird. Entscheidend ist, 
dass die angesprochenen Verkehrskreise in einer Verwendung dieses 
Goldtons für Schokoladenhasen auch dann einen Herkunftshinweis 
sehen, wenn er zusammen mit diesen anderen Gestaltungselementen 
verwendet wird. 
 
Im wiedereröffneten Berufungsverfahren wird das Berufungsgericht 
prüfen müssen, ob die Beklagte die Benutzungsmarke der Klägerinnen 
an dem Goldton des „Lindt-Goldhasen“ durch den Vertrieb ihrer in 
goldfarbener Folie verpackten Schokoladenhasen verletzt hat. 
 
BGH, Urteil vom 29.7.2021, I ZR 139/20 

 
 

Urheberrechtlicher Hinweis: 
Der Newsletter ist nur zur persönlichen Information des Empfängers und seiner Mitarbeiter bestimmt. 
Eine Weitergabe des Inhalts an Dritte ist nicht gestattet. Nachdruck, fotomechanische, elektronische oder 
sonstige Vervielfältigung, Bearbeitung, Übersetzung, Mikroverfilmung und Einspeicherung, 
Verarbeitung bzw. Wiedergabe in Datenbanken oder anderen elektronischen Medien oder Systemen ist 
– auch auszugsweise – nur nach schriftlicher Zustimmung des Verfassers erlaubt. 
 
Haftungsausschluss: 
Der Inhalt Newsletters ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Haftung und Gewähr 
für die Korrektheit, Aktualität, Vollständigkeit und Qualität der Inhalte sind ausgeschlossen. Die 
Informationen stellen keine rechtliche oder steuerliche Beratung dar und begründen kein 
Beratungsverhältnis. 
 
Änderung und Abmeldung des Newsletter-Abonnements: 
Sie erhalten unseren aktuellen Newsletter regelmäßig für die von Ihnen angegebenen Rechtsgebiete 
unter der von Ihnen angegebenen E-Mail-Anschrift. Sollten Sie eine Änderung der Rechtsgebiete 
wünschen, lassen Sie uns dies bitte wissen. Wollen Sie den Newsletter nicht mehr beziehen, reicht eine 
kurze E-Mail an duesseldorf@simon-law.de aus, wir werden Sie sodann umgehend aus dem Verteiler 
entfernen. 
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